Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1952 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Juni 1967 

II/l — 68070 — 5786/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bctr.: Üiiterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Festlegung der Bedingungen 
für die Erteilung der Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für 
Olivenöl. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. Juni 1967 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat kann gerechnet werden. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Poslfadi 821, Goelhestraßc 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festlegung der Bedingungen für die Erteilung der Einfuhr- 
und Ausfuhrlizenzen für Olivenöl 

(Von der Kommission dem Rdt vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rats vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
insbesondere auf deren Artikel 17 Absatz 1, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rats vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land-), insbesondere auf deren Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die durch die Verordnung Nr. 78/67/EWG ver- 
längerte Gültigkeitsdauer der Verordnung Nr. 
163/66/EWG des Rats vom 27. Oktober 1966 zur 
Festlegung der Bedingungen für die Erteilung der 
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für Olivenöl '‘^), endet 
am 30. Juni 1967; daher muß die Frage geregelt 
werden, welche Bestimmungen auf diesem Gebiete 
ab 1. Juli 1967 anzuwenden sind; 

die A_nwendung der Verordnung Nr. 163/66/EWG 
hat zufriedenstellende Ergebnisse gezeigt; daher 
empfiehlt es sich, an dieser Regelung auch weiter- 
hin festzuhalten; 

die in den einzelnen Marktordnungen vorgesehe- 
nen Daten, ab welchen die Lizenzen für eine inner- 
halb der Gemeinschaft getätigte Ein- bzw. Ausfuhr 
gelten, sollten harmonisiert werden. Es besteht kein 
technischer Grund dafür, dieses Datum bei Oliven- 
öl an das des Beginns des Wirtschaftsjahres zu 
knüpfen. Unter diesen Umständen sollte über die 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. Sepetember 1966, S. 3025/66 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 
'") Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3397/66 


Festsetzung dieses Datums später entschieden wer- 
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unbeschadet des Artikels 20 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG und des Artikels 6 der Verordnung 
Nr. 162/66/EWG werden die in Artikel 17 der Ver- 
ordnung Nr. 136/ 66/EWG vorgesehenen Einfuhr- 
und Ausfuhrlizenzen auf Antrag des Betreffenden 
von den zuständigen Stellen aller Mitgliedstaaten 
nach Ablauf einer Frist von drei Werktagen nach 
Eingang des Antrags erteilt. 

Die Lizenzen werden jedem Antragsteller erteilt, 
ohne Rücksicht darauf, an welchem Ort innerhalb 
der EWG sich sein Unternehmen befindet. 

Artikel 2 

Für ein innerhalb der Gemeinschaft getätigtes Ge- 
schäft gelten die Lizenzen ab einem vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission gemäß dem in Artikel 43 
Absatz 2 des Vertrages festgelegten Abstimmungs- 
verfahren festzusetzenden Datum und spätestens ab 
1. August 1969. Vor diesem Datum gelten die Lizen- 
zen nur für Geschäfte, die in dem die Lizenz aus- 
stellenden Mitgliedstaat getätigt werden. 

Artikel 3 

Die Erteilung einer Lizenz ist von der Stellung 
einer Kaution abhängig, die — soweit nicht höhere 
Gewalt vorliegt — ganz oder teilweise verfällt, 
falls die beantragte Einfuhr oder Ausfuhr nicht in- 
nerhalb der Gültigkeitsdauer der Lizenz erfolgt ist. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Drucksache V/1952 


Begründung 


1. Die durch die Verordnung Nr. 78/67/EWG ver- 
längerte Geltungsdauer der Verordnung Nr. 
163/66/EWG zur Festlegung der Bedingungen für 
die Erleiiung der Einfuhr- und Ausiuiiriizenzen für 
Olivenöl endet am 30. Juni 1967. 

2. Der Rat hat die Bedingungen für die Anwen- 
dung der Schutzklausel in Artikel 20 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Fette und in 
Artikel 6 der Verordnung Nr. 162/66/EWG über den 
Handel mit Fetten zwischen der Gemeinschaft und 
Griechenland noch nicht erlassen; cs schien be- 
gründet, solange diese Durchführungsbestimmungen 
noch nicht erlassen sind, die Geltungsdauer der Ver- 
ordnung Nr. 163/66/EWG zu beschränken. 

Es ist also nach dem 1. Juli die geltende Regelung 
beizubehalten, die im übrigen nicht zu Anwendungs- 
schwierigkeiten geführt und sich als befriedigend 
erwiesen hat. 

Falls es die Bedingungen, die der Rat später für die 
Schutzklausel festsetzen wird, erfordern, wird die 
Regelung für die Erteilung der Einfuhr- und Aus- 
fuhrlizenzen soweit nötig geändert. 

3. Um für die einzelnen Marktorganisationen so- 
weit als möglich das Datum zu harmonisieren, ab 
welchem die Lizenzen für eine innerhalb der Ge- 
meinschaft getätigte Ein- bzw. Ausfuhr gelten, und 
da kein technischer Grund dafür besteht, dieses 
Datum bei Olivenöl an das des Beginns des Wirt- 
schaftsjahres zu knüpfen, ist vorgesehen, clall die 
Festsetzung dieses Datums dem Rat überlassen 
bleibt. 
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